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Zusammenfassende Erklärung gemäß § 10a Abs. 1 BauGB 

Zusammenfassende Erklärung gemäß § 10a BauGB zum Bebauungsplan Nr. 37 

„Photovoltaikanlage Buchar“ der Stadt Altentreptow 

Gemäß § 10a Abs. 1 BauGB ist dem Bebauungsplan Nr. 37 „Photovoltaikanlage Buchar“ der 

Stadt Altentreptow eine zusammenfassende Erklärung beizufügen über die Art und Weise, wie 

die Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung in dem 

Bebauungsplan berücksichtigt wurden und aus welchen Gründen der Plan nach Abwägung 

mit den geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt 

wurde. 

 

Chronologie des Verfahrens 

Aufstellungsbeschluss      08.06.2021 

(§ 2 Abs. 1 BauGB) 

Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung   05.12.2022 bis 13.01.2023 

(gemäß § 3 Abs. 1 BauGB) 

Frühzeitige Beteiligung der Behörden    

u. sonstiger Träger öffentlicher Belange   ab 14.11.2022 

sowie der Nachbargemeinden 

(gemäß § 4 Abs. 1 BauGB)   

Entwurfsbeschluss      18.03.2025 

Veröffentlichung des Entwurfes und 

Beteiligung der Öffentlichkeit     07.04.2025 bis 12.05.2025 

(gemäß § 3 Abs. 2 BauGB)  

Beteiligung der Behörden und     

sonstiger Träger öffentlicher Belange    ab 08.04.2025 

sowie der Nachbargemeinden 

(gemäß § 4 Abs. 2 BauGB) 

Abwägungs- und Satzungsbeschluss    31.03.2026 

(gemäß § 10 BauGB i.V.m. § 4 Abs. 2 BauGB)      
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Zusammenfassende Erklärung gemäß § 10a Abs. 1 BauGB 

Anlass der Planaufstellung 

Die Stadt Altentreptow verfolgt mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 37 

„Photovoltaikanlage Buchar“ das Ziel, den Ausbau erneuerbarer Energien im Sinne von § 2 EEG 

2023 weiter voranzutreiben. Das Vorhaben dient der Errichtung einer 

Freiflächen-Photovoltaikanlage innerhalb eines 200-Meter-Korridors entlang der Bahnstrecke 

Berlin-Gesundbrunnen – Neubrandenburg – Stralsund. Der Investor übernimmt sämtliche 

Planungskosten und verpflichtet sich zur Vorlage eines städtebaulichen Vertrages. Aufgrund 

des bundespolitischen Klimaschutzgebots (Art. 20a GG) und der gesetzgeberischen Einstufung 

erneuerbarer Energien als „überragend öffentliches Interesse“ besteht ein klarer 

Planungsanlass. Der Aufstellungsbeschluss wurde am 08.06.2021 gefasst. 

 

Art und Weise der Berücksichtigung der Umweltbelange: 

Die Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB zeigt, dass der Vorhabenstandort überwiegend 

aus intensiv genutzten Ackerflächen besteht und nur eine geringe naturschutzfachliche 

Wertigkeit aufweist. Hochwertige Strukturen wie zwei temporäre Kleingewässer und 

umgebende Gehölzstrukturen bleiben vollständig erhalten. Auswirkungen auf die Schutzgüter 

Tiere, Pflanzen, Wasser, Boden, Landschaft und menschliche Gesundheit wurden detailliert 

untersucht. 

Während der Bauphase werden potenzielle Beeinträchtigungen durch Lärm, Staub, 

Bodenverdichtungen und Wanderbewegungen von Tierarten berücksichtigt; durch 

Vermeidungsmaßnahmen wie Bauzeitregelungen, Amphibien- und Reptilienschutz 

(Folienschutzzaun) sowie ökologische Baubegleitung können erhebliche Beeinträchtigungen 

sicher vermieden werden. 

In der Betriebsphase sind weder relevante Lärm- oder Schadstoffimmissionen noch erhebliche 

Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes oder der Artenvielfalt zu erwarten. Die extensive 

Bewirtschaftung des Grünlandes unter den Modulen (Mahd erst ab 15. Juli, Verzicht auf 

Dünger und Pflanzenschutzmittel, mögliche Schafbeweidung) führt sogar zu einer 

ökologischen Aufwertung. 

 

Ergebnis der Prüfung anderweitiger Planungsmöglichkeiten und Begründung der gewählten 

Planvariante 

Der Umweltbericht stellt fest, dass Alternativstandorte und -varianten geprüft wurden. 

Aufgrund der gesetzlichen Vorgaben (110-Meter-Streifen entlang Verkehrswegen gemäß LEP 

M-V), der topografischen Eignung, der fehlenden Verschattung, der optimalen 

Einstrahlungsbedingungen sowie der bereits prägenden anthropogenen Nutzung ist der 

gewählte Standort das raumordnerisch und umweltfachlich sinnvollste Gebiet. 
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Zusammenfassende Erklärung gemäß § 10a Abs. 1 BauGB 

Alternative technische Varianten wie Ost-West-Ausrichtungen wurden verworfen, da sie zu 

unerwünschten Blendwirkungen führen könnten. 

Der teilweise außerhalb der LEP-Kulisse liegende Bereich erforderte zwar eine Zielabweichung, 

diese ist jedoch fachlich vertretbar, da die Grundzüge der Planung nicht berührt werden. 

Die gewählte Planvariante ermöglicht eine großflächige Stromerzeugung aus solarer 

Strahlungsenergie bei minimalem Eingriff in Natur und Landschaft. Die Nutzung erfolgt 

befristet auf 40 Jahre als Zwischennutzung, sodass langfristig keine dauerhafte 

Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Produktionsfläche entsteht. Ebenso bleibt die 

Rückführbarkeit in eine vollwertige landwirtschaftliche Nutzung nach Rückbau gewahrt. 

Das Vorhaben führt zu keiner erheblichen Beeinträchtigung geschützter Arten, da 

Habitatverluste vermieden und alle funktional relevanten Strukturen erhalten werden. Die 

Kombination aus nachhaltiger Energiegewinnung, geringer Eingriffstiefe, effektiven 

Vermeidungsmaßnahmen und der Sicherung landwirtschaftlicher Perspektiven macht die 

gewählte Variante zur bestmöglichen Lösung. 

 

Allgemeinverständliche Zusammenfassung 

Die Stadt Altentreptow plant die Errichtung einer Photovoltaikanlage auf einer derzeit 

landwirtschaftlich genutzten Fläche entlang der Bahnstrecke bei Buchar. Ziel ist es, 

klimafreundlichen Strom zu erzeugen und damit die Energiewende vor Ort zu unterstützen. 

Die Fläche ist hierfür gut geeignet, da sie frei von schutzwürdigen Biotopen ist, eine gute 

Sonneneinstrahlung aufweist und von bestehenden Strukturen eingerahmt wird. 

In umfangreichen Untersuchungen wurde geprüft, wie sich das Vorhaben auf Tiere, Pflanzen, 

Boden, Wasser, Landschaft und Mensch auswirkt. Das Ergebnis: Es sind keine erheblichen 

Schäden zu erwarten. Durch Schutzmaßnahmen – wie das Meiden sensibler Bauzeiten und 

den Erhalt der Gehölz- und Gewässerstrukturen – wird die Natur geschont. 

Die Nutzung ist zeitlich auf 40 Jahre begrenzt, sodass die Fläche anschließend wieder 

landwirtschaftlich genutzt werden kann. Insgesamt wird das Projekt als umweltverträglich 

bewertet und leistet gleichzeitig einen wichtigen Beitrag zur Erzeugung erneuerbarer Energie. 

 


